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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Daniela Wagner, Priska Hinz (Herborn),
 Dr. Tobias Lindner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
 – Drucksache 17/7315 –

 Privatisierung von Unternehmen des Bundes – die TLG  IMMOBILIEN GmbH

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Die  Bundesregierung  plant  als  Alleingesellschafterin  der  TLG  IMMOBILIEN
 GmbH  (TLG),  diese  im  Jahr  2012  innerhalb  der  Europäischen  Union  zum  Ver-
 kauf  auszuschreiben.  Dies  ist  der  zweite  Versuch,  die  TLG  am  Markt  zu  ver-
 äußern.  Der  Versuch  im  Jahr  2008  scheiterte  an  der  weltweiten  Finanzkrise  u.  a.
 resultierend aus einer Immobilienblase in den USA.

 Das  Unternehmen  ist  auf  den  Verkauf  von  Immobilien  und  Grundstücken  in
 Bundesbesitz  aus  den  ostdeutschen  Bundesländern  spezialisiert.  Der  Verkehrs-
 wert  seiner  Immobilien  beträgt  1,76  Mrd.  Euro  und  sein  Eigenkapital  rund
 1  Mrd.  Euro.  Im  Jahr  2010  erzielte  die  TLG  einen  Gewinn  vor  Steuern  in  Höhe
 von  22  Mio.  Euro,  der  Gewinn  nach  Steuern  belief  sich  auf  rund  20  Mio.  Euro.
 Seit  fast  zehn  Jahren  erzielt  die  TLG  als  Bundesunternehmen  Jahresgewinne  in
 zweistelliger  Millionenhöhe.  Im  Portfolio  der  TLG  befinden  sich  ca.  11  500
 Wohneinheiten,  ca.  270  Einzelhandelsimmobilien,  75  Bürogebäude,  Hotels  und
 Seniorenheime,  die  sich  auf  1  150  Immobilien  verteilen.  Insgesamt  umfasst  das
 Portfolio  24  000  Mieteinheiten  von  Wohn-,  Büro-,  Einzelhandels-  und  Ge-
 werbeimmobilien.  Vor  dem  Verkauf  der  TLG  ist  geplant,  die  Wohnimmobilien
 auf  eine  neu  zu  gründende  Tochtergesellschaft  TLG  Wohnen  zu  übertragen.  Da-
 mit  soll  der  mögliche  Bieterkreis  erweitert  werden.  Am  2.  August  2011  ist  vom
 Bundesministerium  der  Finanzen  europaweit  ein  Dienstleistungsauftrag  aus-
 geschrieben  worden.  Der  Auftrag  beinhaltet  die  Vorbereitung  und  Begleitung
 des  Verfahrens  zur  vollständigen  Veräußerung  der  Bundesanteile  an  der  TLG
 IMMOBILIEN GmbH und der TLG Wohnen.

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  (BMF)  wollte  bei  seinem  ersten  Anlauf
 zur  Privatisierung  im  Jahre  2008  die  TLG  IMMOBILIEN  GmbH  als  Ganzes
 verkaufen.  Dies  hatte  seinerzeit  zur  Folge,  dass  vor  allem  Finanzinvestoren  am
 Erwerb  der  TLG  interessiert  waren.  Für  strategische  Investoren  war  die  TLG  zu
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breit  aufgestellt.  Das  BMF  hat  daher  entschieden,  sämtliche  Wohnimmobilien  in
 eine  separate  Gesellschaft  (so  genannte  TLG  WOHNEN)  zu  übertragen,  um  auf
 diese  Weise  einen  getrennten  Verkauf  der  Wohnimmobilien  und  der  Gewerbe-
 immobilien  zu  ermöglichen.  Hierdurch  sollen  die  Chancen  des  Erwerbs  durch
 langfristig  orientierte  Investoren  sowie  die  Chancen  auf  einen  dauerhaften  Fort-
 bestand der Unternehmen erhöht werden können.

 1.  Mit welchem Erlös ist beim Verkauf der TLG zu rechnen?

 Der  Verkauf  der  TLG  IMMOBILIEN  GmbH  und  der  TLG  WOHNEN  erfolgt  im
 Einklang  mit  dem  EU-Beihilferecht  im  Rahmen  eines  europaweit  auszuschrei-
 benden  Bieterverfahrens.  Unter  der  Voraussetzung  gleicher  vertraglicher  Bedin-
 gungen  ist  der  Kaufvertrag  grundsätzlich  mit  dem  Bieter  mit  dem  höchsten
 Kaufpreisgebot zu schließen. Die Kaufpreisgebote der Bieter sind abzuwarten.

 2.  Sieht  die  Bundesregierung  angesichts  der  andauernden  Schulden-  und  Fi-
 nanzkrise  Auswirkungen  auf  den  deutschen  Immobilienmarkt,  die  den  Kauf-
 preis beeinflussen könnten?

 Das  BMF  ist  der  Auffassung,  dass  die  gegenwärtig  herausfordernden  makro-
 ökonomischen  Rahmenbedingungen  sich  bisher  nicht  negativ  auf  den  deutschen
 Immobilienmarkt  ausgewirkt  haben  und  erwartet,  dass  die  Bedingungen  für
 einen  Verkauf  der  TLG  IMMOBILIEN  GmbH  und  der  TLG  WOHNEN  auch  im
 Jahre  2012  weiterhin  günstig  bleiben  werden.  Das  Interesse  von  Investoren  an
 deutschen Immobilien ist nach wie vor groß.

 3.  Inwieweit  ist  geplant,  im  Vorfeld  des  Verkaufs  der  TLG  ein  (Kalkulations-)
 Modell  aufzustellen,  in  dem  die  zukünftigen  Cashflows  und  die  Gewinn-
 erwartungen  der  TLG  modelliert  werden  –  auch  im  Hinblick  auf  die  Ermitt-
 lung eines möglichen Verkaufspreises?

 Die Aufstellung eines solchen (Kalkulations-)Modells wird noch geprüft.

 4.  Auf  welcher  Basis  wird  der  Diskontsatz  festgesetzt  (z.  B.  auf  Basis  der
 Kapitalkosten  des  Bundes,  des  Capital  Asset  Pricing  Models  –  CAMP),  mit
 dem  der  Barwert  zukünftigen  Zahlungen  im  Allgemeinen  und  der  Gewinne
 im Speziellen ermittelt wird?

 5.  Welches  Vorgehen  ist  dabei  in  der  Vergangenheit  bei  derartigen  Kalkulatio-
 nen im Vorfeld von Privatisierungsmaßnahmen gewählt worden?

 Die  Fragen  4  und  5  werden  wegen  des  Sachzusammenhangs  gemeinsam  be-
 antwortet.

 Bei  vergangenen  Privatisierungsmaßnahmen  kamen  verschiedene  Bewertungs-
 methodiken  zur  Anwendung,  unter  anderem  auch  die  so  genannte  Discounted
 Cash  Flow-Methode,  in  deren  Rahmen  ein  bestimmter  Diskontierungssatz  zu
 wählen  ist.  Dieser  wird  in  der  Regel  durch  das  oben  angesprochene  Capital
 Asset  Pricing  Model  als  Mischsatz  zwischen  angenommenen  Eigenkapital-  und
 Fremdkapitalkosten (jeweils auf Ebene des Zielunternehmens) berechnet.

 Im  Falle  der  TLG-Privatisierung  geht  das  BMF  davon  aus,  dass  die  Kaufpreis-
 gebote aus dem Unternehmenswert der TLG abgeleitet werden.
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6.  Wie  viele  Mieteinheiten  befinden  sich  im  Besitz  der  TLG  IMMOBILIEN
 GmbH  (bitte  aufschlüsseln  nach  Bundesländern,  Städten/Kreisen,  Einfami-
 lienhäusern,  Mehrfamilienhäusern,  Wohnen,  Büro,  Handel,  weiterem  Ge-
 werbe, öffentlicher Hand, Mieteinheiten, Nutz- bzw. Wohnfläche)?

 Zur Beantwortung der Frage wird auf die beigefügte Anlage verwiesen.

 7.  Wie  schätzt  der  Bund  den  Behalt  der  TLG  als  Steuerungsinstrument  auf  ost-
 deutschen Mietwohnungsmärkten ein?

 Die  Steuerungswirkung  des  TLG-Wohnungsbestandes  auf  die  ostdeutschen
 Mietwohnungsmärkte  wird  vom  BMF  als  gering  eingeschätzt.  Die  insgesamt
 rund  11  500  Wohnungen  der  TLG  verteilen  sich  auf  53  Standorte  in  den  neuen
 Bundesländern.  Die  Wohnungen  sind  weiträumig  auf  die  neuen  Bundesländer
 verteilt.  Die  Konzentration  an  einzelnen  Standorten  ist  gering.  Die  fünf  größten
 Wohnimmobilienbestände befinden sich in:

 1. Dresden (2  173 Wohneinheiten),

 2. Merseburg (1  429),

 3. Rostock (1  272),

 4. Strausberg (977) und

 5. Eisenach (497).

 Selbst  in  Dresden  beträgt  der  Anteil  der  TLG  an  den  gesamten  Wohnungen  nur
 0,75  Prozent.  In  den  gesamten  neuen  Bundesländern  (einschließlich  Ost-Berlin)
 liegt der Anteil mit 0,14 Prozent sogar noch deutlich niedriger.

 8.  An  welche  Unternehmens-,  Betriebstypen  und  auf  welcher  Rechtsbasis  soll
 zuvorderst  verkauft  werden  (private  Aktiengesellschaften,  Aktiengesell-
 schaften  in  öffentlicher  Hand,  private  Genossenschaften,  Genossenschaften
 in öffentlicher Hand, GmbHs, andere Unternehmenstypen)?

 Die  Privatisierung  der  TLG  soll  als  Verkauf  der  Gesellschaftsanteile  (sogenann-
 ter  Share  deal)  im  Rahmen  eines  EU-weiten  Bieterverfahrens  erfolgen.  In  die-
 sem  Verfahren  sind  die  Vorgaben  des  europäischen  Beihilferechts  einzuhalten,
 die  unter  anderem  ein  faires  und  bedingungsfreies  Verfahren  verlangen.  Das
 EU- Beihilferecht  verbietet  es,  bestimmte  Arten  von  Investoren  von  der
 Ausschreibung  auszunehmen  oder  Zuschlagskriterien  festzulegen,  die  solche
 Investoren  vom  Erwerb  abhalten  könnten.  Unternehmen  müssen  sich  unabhän-
 gig  von  ihrer  Rechtsform  um  den  Kauf  der  TLG  IMMOBILIEN  GmbH  und  der
 TLG WOHNEN bewerben können.

 9.  Inwieweit  werden  kommunale  Wohnungsgesellschaften,  egal  welcher
 Rechtsform – beim Verkauf berücksichtigt?

 Nach  dem  bindenden  EU-Beihilferecht  ist  der  Bund  daran  gehindert,  die  TLG
 IMMOBILIEN  GmbH  und  die  TLG  WOHNEN  freihändig  zu  verkaufen.  Der
 Verkauf  muss  im  Rahmen  eines  europaweit  auszuschreibenden  Bieterverfahrens
 erfolgen.  Der  Bund  hat  keinen  Einfluss  darauf,  welche  Unternehmen  Kauf-
 gebote abgeben.
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10.  Inwieweit werden beim Verkauf auch Mieterkäufe berücksichtigt?

 Im  Privatisierungsverfahren  selbst  ist  es  nicht  geplant,  einzelne  Immobilien
 (etwa  an  gegenwärtige  Mieter)  zu  verkaufen.  Es  sollen  die  Gesellschaftsanteile
 an  der  TLG  IMMOBILIEN  GmbH  und  der  TLG  WOHNEN  verkauft  werden.
 Die Mietverträge gehen dann kraft Gesetzes auf den Käufer über.

 11.  Besteht  ein  Vorkaufsrecht  von  Kommunen,  und  wird  im  Vorfeld  des  Ver-
 kaufs  diese  Möglichkeit  aktiv  bei  den  Kommunen  beworben  oder  ist  dies
 geplant?

 Siehe Antwort zu Frage 9.

 12.  Inwiefern  plant  die  Bundesregierung,  bei  der  Veräußerung  der  TLG  Rege-
 lungen  zum  Mieterschutz  –  wie  Begrenzungen  der  Mieterhöhungen  –  fest-
 zulegen?

 13.  Inwiefern  plant  die  Bundesregierung,  bei  der  Veräußerung  der  TLG  Rege-
 lungen  zum  Mieterschutz  –  wie  den  befristeten  Ausschluss  von  Eigenbe-
 darfskündigungen – festzulegen?

 14.  Inwiefern  plant  die  Bundesregierung,  bei  der  Veräußerung  der  TLG  Rege-
 lungen  zum  Mieterschutz  –  wie  lebenslanges  Wohnrecht  für  ältere  Miete-
 rinnen und Mieter – festzulegen?

 15.  Inwiefern  plant  die  Bundesregierung,  bei  der  Veräußerung  der  TLG  Rege-
 lungen  zum  Mieterschutz  –  wie  quantitative  Beschränkungen  hinsichtlich
 des  Weiterverkaufs  der  Wohnungen  und  des  Ausschlusses  von  Luxus-
 modernisierungen – festzulegen?

 16.  Welche  Konditionen  sollen  die  Sozialchartas,  die  laut  dem  Kapitel  „Tech-
 nische  Leistungsfähigkeit“  der  Ausschreibung  vorgesehen  sind,  enthalten?

 Die  Fragen  12  bis  16  werden  wegen  des  Sachzusammenhangs  gemeinsam  be-
 antwortet.

 Das  deutsche  Mietrecht  mit  seinem  im  internationalen  Vergleich  weitgehenden
 Mieterschutz  lässt  Mieterhöhungen  nur  in  engen  Grenzen  zu  und  bietet  hierzu
 hinreichend  Schutz.  Das  Mieterhöhungsverlangen  des  Vermieters  darf  nicht
 über  die  ortsübliche  Vergleichsmiete  hinausgehen.  Weitergehende  Mieterhöhun-
 gen  sind  nur  möglich,  wenn  durch  Modernisierungsmaßnahmen  der  Gebrauchs-
 wert  der  Wohnung  erhöht  wird.  Zusätzlich  kommen  in  beiden  Fällen  Kappungs-
 grenzen  zur  Anwendung.  Die  Wohnimmobilien  der  TLG  befinden  sich  zu  über
 90  Prozent  in  einem  qualitativ  hochwertigen  Zustand,  sodass  so  genannte  Luxus-
 sanierungen unwahrscheinlich sind.

 Das  BMF  ist  sich  darüber  hinaus  der  sozialen  Verantwortung  des  Bundes  gegen-
 über  den  Mietern  der  Wohnimmobilien  der  TLG  bewusst  und  wird  dieser  Ver-
 antwortung  gerecht  werden,  soweit  dies  zum  Schutz  der  Mieter  erforderlich  und
 angemessen  ist.  Es  beabsichtigt  daher,  mit  den  Bietern  für  die  TLG  WOHNEN
 Verhandlungen  über  den  Abschluss  einer  Sozialcharta  zum  Schutz  der  Mieter  zu
 führen.  Wie  der  Verkauf  von  deutschen  Wohnimmobiliengesellschaften  in  den
 vergangenen  Jahren  gezeigt  hat,  ist  der  Abschluss  einer  Sozialcharta  zum  Schutz
 der  Mieter  inzwischen  branchenüblich.  Das  BMF  sieht  daher  gute  Chancen  für
 den  Abschluss  einer  Sozialcharta  mit  angemessenen  Regelungen  z.  B.  über  ein
 lebenslanges  Wohnrecht  für  ältere  und  behinderte  Mieter  und  den  Verzicht  auf
 die  Geltendmachung  von  Eigenbedarfskündigungen  zum  Schutz  der  Wohnungs-
 mieter.
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17.  Inwiefern  bezieht  die  Bundesregierung  negative  Erfahrungen,  wie  zum
 Beispiel  eine  schlechte  Kontrollierbarkeit  mit  Sozialchartas,  in  ihre  Pla-
 nungen ein?

 Das  BMF  teilt  nicht  die  Auffassung,  dass  mit  Sozialchartas  generell  schlechte
 Erfahrungen gemacht worden sind.

 18.  Werden  identifizierte  Schwachstellen  bei  bisherigen  Sozialchartas  besei-
 tigt?

 19.  Wenn ja, inwiefern?

 20.  Wenn nein, warum nicht?

 Es wird auf die Antwort zu Frage 17 verwiesen.

 21.  Wer soll die Umsetzung der Sozialcharta kontrollieren?

 Die  Einhaltung  wird  im  Regelfall  zunächst  durch  ein  detailliertes  Regelwerk
 von  Berichterstattungs-  und  Dokumentationspflichten  der  Gesellschaft  kon-
 trollierbar  gemacht.  Mit  der  Überprüfung  der  Einhaltung  der  Vorgaben  der
 Sozialcharta  wird  üblicherweise  ein  unabhängiger  Wirtschaftsprüfer  beauftragt.
 Zudem  würde  das  BMF  über  die  Einhaltung  der  Verpflichtungen  wachen  und  bei
 Verstößen Sanktionen ergreifen.

 22.  Inwieweit  werden  die  Sozialchartas  in  die  bestehenden  Mietverträge
 integriert und dort rechtssicher verankert?

 Bei  einem  Teil  der  früheren  Verkäufe  von  Wohnimmobilien  wurde  die  verein-
 barte  Sozialcharta  in  bestehende  Mietverträge  integriert,  bei  einem  anderen  Teil
 nicht.  Eine  Entscheidung  darüber,  welches  Vorgehen  im  Rahmen  der  TLG-
 Privatisierung vorzugswürdig ist, wird das BMF noch treffen.

 23.  Welcher  Dienstleister  wird  die  Vorbereitungen  zur  Veräußerung  der  TLG
 durchführen?

 Das  europaweite  Vergabeverfahren  über  die  Beauftragung  eines  sogenannten
 Transaktionsberaters ist noch nicht abgeschlossen.

 24.  Nach  welchen  Kriterien  hat  dieser  Dienstleister  den  Auftrag  erhalten  bzw.
 wird ihn erhalten?

 Es wird auf die Antwort zu Frage 23 verwiesen.

 25.  Wie viele Dienstleister haben sich um den Auftrag beworben?

 Es  haben  sich  insgesamt  20  Unternehmen  um  das  Transaktionsberatungsmandat
 beworben.
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26.  In welcher Höhe und aus welchem Etat wird der Dienstleister bezahlt?

 Zur  Beantwortung  des  ersten  Teils  der  Frage  wird  zum  einen  auf  die  Antwort  zu
 Frage  23  und  zum  anderen  auf  die  Antwort  zu  Frage  27  verwiesen.  Der  Trans-
 aktionsberater wird aus dem Etat des BMF bezahlt.

 27.  Hängt  die  Bezahlung  vom  Erfolg  des  Verkaufs  der  TLG  und  von  der  Höhe
 des Verkaufserlöses ab?

 Ja.

 28.  Wie sieht der genaue Zeitplan für die Veräußerung der TLG aus?

 Ein  genauer  Zeitplan  für  die  Veräußerung  der  TLG  steht  zum  jetzigen  Zeitpunkt
 noch nicht fest.
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Anlage zu Frage 6
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